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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundeskleingartengesetzes 
(BKIeingÄndG) 


A. Zielsetzung 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluß vom 23. Septem- 
ber 1992 die Begrenzung des Pachtzinses für Kleingärten auf den 
doppelten Betrag des ortsüblichen Pachtzinses im erwerbsmäßigen 
Obst- und Gemüseanbau als in ihrem Ausmaß für unvereinbar mit 
Artikel 14 Abs. 1 Grundgesetz (GG) erklärt, soweit sie private 
Verpächter betrifft. Ziel des Gesetzentwurfs ist es, eine ausgewo- 
gene, verfassungsrechtlichen Anforderungen genügende Pacht- 
zinsneuregelung zu treffen, die einerseits den Verpächtern von 
Kleingärten eine angemessene Rendite gewährleistet und ande- 
rerseits innerhalb eines Rahmens bleibt, der es auch mittleren und 
unteren Einkommensschichten ermöglicht, einen Kleingarten zu 
pachten bzw. ihn zu behalten. Dabei ist zu beachten, daß Klein- 
gärten keine Baugrundstücke sind und Kleingartenanlagen keine 
Baugebiete. Kleingärten sind planungsrechtlich Grünflächen und 
erfüllen wichtige ökologische Funktionen im Rahmen der Durch- 
grünung unserer Städte und Gemeinden. 

Für den Bereich der neuen Länder ist darauf hinzuweisen, daß der 
Gesetzentwurf nur kleingärtnerisch genutzte Grundstücke inner- 
halb von Kleingartenanlagen betrifft, nicht aber Freizeit- und 
Erholungsgrundstücke i. S. der §§ 312 ff. des Zivilgesetzbuchs 
(ZGB) der ehemaligen DDR. Für Freizeit- und Erholungsgrund- 
stücke regelt die Nutzungsentgeltverordnung (NutzEV) die Höhe 
des Entgeltes. 


B. Lösung 

Unter Beachtung verfassungsrechtlicher Vorgaben sieht der 
Gesetzentwurf die Anhebung des Höchstpachtzinses auf den 
vierfachen Betrag des ortsüblichen Pachtzinses im erwerbsmäßi- 
gen Obst- und Gemüseanbau vor sowie die Möglichkeit der 
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Überwälzung öffentlich-rechtlicher Lasten, die auf dem Kleingar- 
tengrundstück ruhen, vom Verpächter auf den Pächter. Die gebo- 
tene Rückwirkung der Pachtzinsanhebung bleibt — entsprechend 
den Forderungen des Bundesverfassungsgerichts — beschränkt 
auf Pachtverhältnisse mit privaten Verpächtern. Flankierende 
Regelungen stellen sicher, daß Sonderbelastungen durch einmalig 
anfallende Abgaben, wie z. B. Straßenausbaubeiträge, ratenweise 
vom Pächter erstattet werden können. Für Erschließungsbeiträge 
ist eine zinslose Stundung für die Dauer der klein gärtnerischen 
Nutzung vorgesehen. In den neuen Ländern (einschließlich des 
Ostteiles von Berlin) soll die Höchstpachtzinsregelung stufenweise 
innerhalb eines mehrjährigen Zeitraumes eingeführt werden. 

Die gesetzliche Vorgabe zur Berücksichtigung der Belange des 
Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege im 
Kleingartenwesen soll die bisherige Entwicklung zugunsten einer 
zunehmend umweltbewußt gestalteten Nutzung und Bewirtschaf- 
tung der Kleingärten verstärken. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Bund und Länder werden nicht mit Kosten für die Ausführung des 
Gesetzes belastet. Für Gemeinden, die eigene Grundstücke für 
kleingärtnerische Zwecke zur Verfügung gestellt haben, sind 
Mehreinnahmen in nicht quantifizierbarer Höhe zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. November 1993 

021 (424) — 842 20 — Kl 1/93 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Bundeskleingartengesetzes (BKleingÄndG) mit Be- 
gründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau. 

Der Bundesrat hat in seiner 661. Sitzung am 15. Oktober 1993 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundeskleingartengesetzes 
(BKIeingÄndG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundeskleingartengesetzes 

Das Bundeskleingartengesetz vom 28. Februar 1983 
(BGBl. I S. 210), zuletzt geändert durch Anlage I 
Kapitel XIV Abschnitt II Nr. 4 des Einigungsvertrags 
vom 31. August 1990 in Verbindung mit Artikel 1 des 
Gesetzes vom 23. September 1990 (BGBl. II S. 885, 
1125), wird wie folgt geändert: 

1 . § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 
„Kleingarten und Gartenlaube". 

b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Belange des Umweltschutzes, des Natur- 
schutzes und der Landschaftspflege sollen bei 
der Nutzung und Bewirtschaftung des Kleingar- 
tens berücksichtigt werden. " 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ ( 1 ) Als Pachtzins darf höchstens der vierfache 
Betrag des ortsüblichen Pachtzinses im erwerbs- 
mäßigen Obst- und Gemüseanbau, bezogen auf 
die Gesamtfläche der Kleingartenanlage, ver- 
langt werden. Die auf die gemeinschaftlichen 
Einrichtungen entfallenden Flächen werden bei 
der Ermittlung des Pachtzinses für den einzel- 
nen Kleingarten anteilig berücksichtigt. Liegen 
ortsübliche Pachtzinsen im erwerbsmäßigen 
Obst- und Gemüseanbau nicht vor, so ist der 
entsprechende Pachtzins in einer vergleichba- 
ren Gemeinde als Bemessungsgrundlage zu- 
grunde zu legen. Ortsüblich im erwerbsmäßigen 
Obst- und Gemüseanbau ist der in der 
Gemeinde durchschnittlich gezahlte Pacht- 
zins." 

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 ange- 
fügt: 

„ (5) Der Verpächter kann vom Pächter Erstat- 
tung der öffentlich-rechtlichen Lasten verlan- 
gen, die auf dem Kleingartengrundstück ruhen. 
Absatz 4 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden. 
Der Pächter ist berechtigt, den Erstattungsbe- 
trag einer einmalig erhobenen Abgabe in Teil- 
leistungen, höchstens in fünf Jahresleistungen, 
zu entrichten. " 


3. § 20 a wird wie folgt geändert; 

a) In Nummer 3 Satz 5 werden die Wörter „der 
Bauplanungs- und Zulassungsverordnung der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 
20. Juni 1990 (GBL I S. 739)" durch die Wörter 
„des Baugesetzbuchs" ersetzt. 

b) Nummer 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. Der bei Inkrafttreten des Gesetzes zur 
Änderung des Bundeskleingartengesetzes 
zu leistende Pachtzins kann bis zur Höhe 
des nach § 5 Abs. 1 zulässigen Höchstpacht- 
zinses in folgenden Schritten erhöht wer- 
den: 

1. ab ... [Tag des Inkrafttretens] auf das 
Doppelte 

2. ab 1. Januar 1996 auf das Dreifache 

3. ab 1. Januar 1998 auf das Vierfache 

des ortsüblichen Pachtzinses im erwerbs- 
mäßigen Obst- und Gemüseanbau. Liegen 
ortsübliche Pachtzinsen im erwerbsmäßi- 
gen Obst- und Gemüseanbau nicht vor, ist 
der entsprechende Pachtzins in einer ver- 
gleichbaren Gemeinde als Bemessungs- 
grundlage zugrunde zu legen. Bis zum 1, Ja- 
nuar 1998 geltend gemachte Erstattungs- 
beträge gemäß § 5 Abs. 5 Satz 3 können vom 
Pächter in Teilleistungen, höchstens in acht 
Jahresleistungen, entrichtet werden. " 


Artikel 2 

Änderung des Baugesetzbuchs 

Dem § 135 Abs. 4 des Baugesetzbuches, zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. April 
1993 (BGBl. I S. 466), wird folgender Satz 3 ange- 
fügt: 

„Der Beitrag ist auch zinslos zu stunden, solange 
Grundstücke als Kleingärten im Sinne des Bundes- 
kleingartengesetzes genutzt werden. " 

Artikel 3 

Überleitungsregelungen 

Für private Verpächter von Kleingärten findet Arti- 
kel 1 Nr. 2 Buchstabe a 
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1. im Falle am 1. November 1992 nicht bestandskräf- 
tig entschiedener Rechtsstreitigkeiten über die 
Höhe des Pachtzinses rückwirkend vom ersten 
Tage des auf die Rechtshängigkeit folgenden 
Monats, 

2. im übrigen ab 1. November 1992 

Anwendung. Das gilt nicht für den Anwendungsbe- 
reich des § 20 a des Bundeskleingartengesetzes. 


Artikel 4 
Inkrafttreten 


Dieses Gesetz tritt am . . . 1994 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

1. Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluß 
vom 23. September 1992 — 1 BvL 15/85, 1 BvL 
36/87 — die Regelung des Höchstpachtzinses für 
Kleingärten (§ 5 Abs. 1 Satz 1 des Bundeskleingar- 
tengesetzes) für unvereinbar mit Artikel 14 Abs. 1 
Satz 1 GG erklärt, soweit sie private Verpächter 
betrifft. 

Nach der beanstandeten Vorschrift durfte als 
Pachtzins höchstens der doppelte Betrag des orts- 
üblichen Pachtzinses im erwerbsmäßigen Obst- 
und Gemüseanbau verlangt werden. Diese Rege- 
lung führte zu sehr niedrigen Beträgen, ln der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts wird 
ausgeführt, daß durch das Ausmaß der gesetzli- 
chen Pachtzinsbeschränkung private Grund- 
stückseigentümer in unzumutbarer Weise be- 
schwert seien. Das Regelungsziel, die sozial schwä- 
cheren Schichten vor der Verdrängung aus der 
Kleingartenpacht zu schützen, könne eine so weit- 
gehende Pachtzinsbeschränkung nicht rechtferti- 
gen. 

Gleichzeitig hat das Bundesverfassungsgericht 
festgestellt, daß Preisbindungsvorschriften, die 
durch sozialpolitische Ziele hinreichend legitimiert 
sind, verfassungsrechtlich nicht ausgeschlossen 
sind. Sie konkretisieren im Rahmen des Artikels 14 
GG die Sozialbindung des Eigentums. Das gelte 
insbesondere für Grundstücke, weil bei diesen 
sowohl das Angebot als auch die Nachfrage weni- 
ger flexibel seien als bei anderen Vermögenswer- 
ten Gütern, zugleich aber ihre soziale Bedeutung 
besonders groß sei. Da Grund und Boden nicht 
vermehrbar seien und Grundstücke für bestimmte 
Nutzungen auch nicht ohne weiteres ausgetauscht 
werden könnten, könne sich am Markt ein Preis 
bilden, der im Hinblick auf die soziale Funktion des 
Eigentumsobjekts nicht mehr angemessen sei. Im 
Hinblick auf die wichtige soziale Funktion der 
Kleingärten dürfe der Gesetzgeber durch eine 
Pachtzinsbegrenzung einer Preisentwicklung Vor- 
beugen, die den Großteil der Bevölkerungsschich- 
ten, für die ein Kleingarten von besonderer Bedeu- 
tung sei, unangemessen belasten würde. 

Gleichzeitig müsse der Gesetzgeber jedoch sicher- 
stellen, daß auch öffentliche Lasten auf die Pächter 
in angemessener Weise abgewälzt werden kön- 
nen. 

Die Nachbesserung zugunsten privater Verpäch- 
ter von Kleingartenland müsse für die Pachtver- 
hältnisse mindestens ab der Zeit der Bekanntgabe 
des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts 
(19. November 1992) vorgenommen werden. Für 
die weitere Vergangenheit müsse sie jedenfalls auf 
Fälle erstreckt werden, in denen Rechtsstreitigkei- 


ten über die Pachtzinshöhe anhängig gemacht, 
aber noch nicht bestandskräftig abgeschlossen 
worden seien. 

2. Wesentliches Ziel der Pachtzinsregelung des Bun- 
deskleingartengesetzes ist es, Bevölkerungsgrup- 
pen der unteren und mittleren Einkommensschich- 
ten, insbesondere Familien mit Kindern, die 
Anpachtung eines Kleingartens zu ermöglichen 
bzw. diese vor der Verdrängung aus der Kleingar- 
tenpacht zu schützen. Zwar ist der Kleingarten für 
den Pächter und seine Familie nicht mehr von 
existentieller Bedeutung. Er hat aber auch heute in 
der arbeitsteiligen Industriegesellschaft eine wich- 
tige sozialpolitische Funktion. Kleingärten bieten 
den Pächtern, die zum überwiegenden Teil Mieter 
in Wohnungen ohne Hausgarten sind, einen Aus- 
gleich für Mängel im Wohnbereich und Wohnum- 
feld sowie für oft einseitige Berufstätigkeit. Klein- 
gärten verbessern insoweit wesentlich die Lebens - 
Verhältnisse der Pächter und ihrer Familien. 

Für Kleingärten werden überwiegend Grund- 
stücke benötigt, die innerhalb des Stadtgebietes 
liegen oder in seiner unmittelbaren Nähe und 
verkehrsmäßig den heutigen städtebaulichen An- 
forderungen entsprechend erschlossen sind. 
Grundstücke, die diesen Anforderungen entspre- 
chen, sind knapp, und die Nachfrage nach ihnen ist 
groß. Durch gemeindliche Planungsentscheidun- 
gen kann das Angebot nur in engen Grenzen 
erhöht werden. In Ballungsgebieten ist ein ausge- 
prägter Mangel an Kleingärten festzustellen. 
Kleingartenbewerber müssen nicht selten fünf bis 
acht Jahre Wartezeit hinnehmen, bevor sie einen 
Kleingarten anpachten können. 

Unter Berücksichtigung der sozialen Funktion des 
Kleingartens und der Nachfrage nach Kleingärten 
ist es daher gerechtfertigt, die Preisbildung nicht 
völlig dem freien Spiel der Kräfte zu überlassen. 
Dies gilt um so mehr, wenn durch gesetzliche 
Regelung gleichzeitig sichergestellt wird, daß die 
öffentlichen auf dem Kleingartengrundstück ru- 
henden Lasten auf die Kleingärtner überwälzt 
werden können. Im Falle einer Freigabe der Pacht- 
zinsen könnten über den Preis Entwicklungen 
eingeleitet werden, die aufgrund der Unausgewo- 
genheit von Angebot und Nachfrage Verdrän- 
gungsprozesse in unteren und mittleren Einkom- 
mensschichten der Kleingärtner nach sich ziehen. 
Hierbei ist zu berücksichtigen, daß der Anteil der 
Rentner, Vorruheständler und Arbeitslosen unter 
den Kleingärtnern erheblich ist. Umbrüche in der 
sozialen Struktur zu Lasten derjenigen, für die die 
Nutzung eines Kleingartens aus den oben darge- 
legten Gründen von besonderer Bedeutung ist, 
können nicht ausgeschlossen werden. 
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3. Eine Beschränkung der Reichweite der Neurege- 
lung lediglich auf private Verpächter ist aus grund- 
sätzlichen Erwägungen nicht vertretbar. Gegen 
einen „gespaltenen“ Pachtzins sprechen vor allem 
Gründe des Rechtsfriedens. Ein „gespaltener 
Pachtzins" gefährdet den sozialen Frieden unter 
den Kleingärtnern, insbesondere in sog. „gemisch- 
ten" Kleingartenanlagen, die aus privaten und 
gemeindlichen Grundstücken bestehen. Insbeson- 
dere in den neuen Ländern sind „gemischte“ 
Eigentümerstrukturen anzutreffen. 

Eine Gesetzesregelung mit flankierenden sozial- 
politischen Regelungen zur praktischen Verein- 
heitlichung des Pachtzinses stellt wegen des damit 
verbundenen zusätzlichen Verwaltungsaufwandes 
keine geeignete Problemlösung dar. Unter Berück- 
sichtigung aller einschlägigen Belange verdient 
eine Gesetzesregelung, die auch künftig eine ein- 
heitliche Pachtzinsregelung für Kleingärten vor- 
sieht, den Vorzug. 

4. Grundlage für die Ermittlung des Höchstpachtzin- 
ses für Kleingärten soll weiterhin der Bodenpacht- 
markt für den erwerbsmäßigen Obst- und Gemüse- 
anbau sein. Die Bemessungsgrundlage hat sich 
insgesamt bewährt. Sie ermöglicht eine vergleichs- 
weise einfache und unkomplizierte Ermittlung des 
Höchstpachtzinses. Das Bundesverfassungsgericht 
hat diese Bemessungsgrundlage auch nicht bean- 
standet, sondern nur den Multiplikator (den dop- 
pelten Betrag), der zu unangemessen niedrigen 
Pachtzinsen führt. 

Die Anknüpfung der Pachtzinsen an den Boden- 
pachtmarkt im erwerbsmäßigen Obst- und Gemü- 
seanbau ist nutzungsorientiert. Sie stellt auf die 
Gewinnung von Gartenbauerzeugnissen ab, die 
(nicht erwerbsmäßig) ein Element der kleingärtne- 
rischen Nutzung ist. Den Besonderheiten der klein- 
gärtnerischen Nutzung im Hinblick auf ihren Frei- 
zeit- und Erholungswert wird durch den Multipli- 
kator Rechnung getragen. Die vorgesehene Ver- 
vierfachung des ortsüblichen Pachtzinses im 
erwerbsmäßigen Obst- und Gemüseanbau ermög- 
licht eine angemessene Rendite, die den Anforde- 
rungen des Bundesverfassungsgerichts im Be- 
schluß vom 23. September 1992 — 1 BvL 125/85, 
1 BvL 36/87 — entspricht. Näheres zu den Pacht- 
zinsen vgl. Abschnitt B, zu Nummer 2, Buch- 
stabe a. 

Wie sich aus den in den Agrarberichten der Bun- 
desregierung 1989 bis 1993 angegebenen durch- 
schnittlichen Pachtzinsen im Obstbau und Frei- 
landgemüseanbau ergibt, ist zumindest mittelfri- 
stig zu erwarten, daß die Pachteinnahmen sich auf 
einem Niveau weiterentwickeln, das in etwa der 
allgemeinen Entwicklung der Lebenshaltungsko- 
sten vergleichbar ist (13% Lebenshaltungskosten- 
steigerung gegenüber 12,25% durchschnittlichem 
Pachtzinsanstieg). 

5. Die Neuregelung orientiert sich einerseits an der 
sozialen Funktion der Kleingärten und stellt ande- 
rerseits im Hinblick auf die wirtschaftlichen Aus- 
wirkungen eine für die Eigentümer von Kleingar- 
tenland zumutbare Einschränkung dar. Hierbei ist 


zu berücksichtigen, daß Kleingartenanlagen ent- 
weder als Flächen für Dauerkleingärten im Bebau- 
ungsplan festgesetzt sind oder im Außenbereich 
liegen und keine — Baurechte vermittelnde — im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile im Sinne des 
§ 34 BauGB sind, auch wenn sie mit Gartenlauben 
bebaut sind (BVerwG NJW 1984, 1576). Die Nut- 
zungsmöglichkeiten von Kleingartengrundstük- 
ken sind insoweit eingeschränkt. 

6. Eine Anknüpfung des Pachtzinses an den Boden- 
wert würde zu erheblichen Schwierigkeiten bei der 
Ermittlung des Verkehrswertes von Kleingarten- 
land führen. Zweifelhaft ist bereits, ob Kaufpreise 
von Kleingartengrundstücken in den einzelnen 
Regionen in ausreichender Zahl bekannt sind, auf 
deren Grundlage der Verkehrs wert ermittelt wer- 
den könnte. Es müßte dann auf den Bodenwert 
vergleichbarer Flächen — begünstigtes Agrar- 
land — gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 2 Wertermittlungsver- 
ordnung abgestellt werden. In städtischen Berei- 
chen fließen jedoch nicht selten spekulative Bau- 
erwartung s werte in die Preisbildung ein. Eine 
Verzinsung dieser spekulativen Bauerwartungs- 
werte durch Einbeziehung in den Pachtpreis wäre 
aber weder sachgerecht noch marktkonform. 

7. In den neuen Ländern soll der Pachtzins in einem 
angemessenen und vertretbaren Maße in einer 
mehrjährigen Stufenfolge steigen. Damit wird der 
im Zuge des Einigungsprozesses insgesamt erheb- 
lich gestiegenen Kostenbelastung ebenso wie den 
Einkommensverhältnissen Rechnung getragen. In 
den neuen Ländern haben Kleingärten einen 
besonders hohen Stellenwert für die Pächter, ins- 
besondere vor dem Hintergrund oft schwieriger 
wirtschaftlicher und sozialer Verhältnisse. 

8. Als Folge der Anhebung des Höchstpachtzinses für 
Kleingärten und die zugunsten des Verpächters 
eingeführte Kostenüberwälzungsklausel im Be- 
reich öffentlich-rechtlicher Lasten ist mit entspre- 
chenden Mehrbelastungen der Kleingärtner zu 
rechnen. Auch bei vollständiger Ausschöpfung des 
Gestaltungsspielraumes, den die Neuregelungen 
dem Verpächter zur Anhebung der Pachtzinsen 
und Überwälzung öffentlich-rechtlicher Lasten 
eröffnen, dürften die Mehrbelastungen deutlich 
weniger als 1 % der Ausgaben eines Vier-Perso- 
nen-Haushaltes mittleren Einkommens ausma- 
chen. Ausgehend von bundesweit rund 1,1 Mio. 
betroffenen Kleingärtnern sind kaum meßbare 
Auswirkungen auf das Verbraucherpreisniveau 
und daher auch keine Auswirkungen auf das 
allgemeine Preisniveau zu erwarten. Dies gilt auch 
für das Beitrittsgebiet, in dem die Mehrbela- 
stungen der Neuregelung nicht sofort in voller 
Höhe, sondern schrittweise über einen mehr- 
jährigen Zeitraum verteilt zur Wirkung kommen 
werden. 

Mehrbelastungen der öffentlichen Hand sind nicht 
zu erwarten. Im Gegenteil wird die Anhebung des 
Höchstpachtzinses für Kleingärten in zahlreichen 
Gemeinden, die eigene Grundstücke für diese 
Zwecke zur Verfügung gestellt haben, zu Mehrein- 
nahmen in nicht quantifizierbarer Höhe führen. 
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B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 (Änderung des 

Bundeskleingartengesetzes) 

Zu Nummer 1 

Unter den Oberbegriffen „Umweltschutz, Natur- 
schutz und Landschaftspflege" werden beispielhaft 
die für Nutzung und Bewirtschaftung von Kleingärten 
wichtigsten Umweltbelange aufgeführt. Diese Be- 
lange werden immer berührt, wenn Flächen für die 
kleingärtnerische Nutzung in Anspruch genommen 
werden. Über die Pflicht zur Berücksichtigung der 
Belange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege soll die im Kleingartenwesen 
zu beobachtende Entwicklung einer zunehmend 
umweltbewußt gestalteten Nutzung und Bewirtschaf- 
tung der Kleingärten gefördert werden. Die in § 3 
Abs. 1 einzufügende Regelung trägt insoweit auch der 
städtebaulichen Funktion der Kleingärten, die ökolo- 
gischen Grundlagen in der Gemeinde zu verbessern, 
Rechnung und bietet den Ansatzpunkt für eine 
Umsetzung dieser Verpflichtung durch die Kleingar- 
tenvereine im Rahmen der Ausgestaltung von Ver- 
einssatzung und Gartenordnung. 


Zu Nummer 2 

a) Absatz 1 regelt den zulässigen Höchstpachtzins 
neu. Er knüpft — wie bereits der bisherige 
Absatz 1 — an den Pachtzins im erwerbsmäßigen 
Obst- und Gemüseanbau als Bemessungsgrund- 
lage an und bestimmt über den Multiplikator den 
Pachtzins, den der Verpächter höchstens verlan- 
gen kann. Diese Anknüpfung ermöglicht eine 
vergleichsweise unkomplizierte Ermittlung des 
Pachtzinses. Auskünfte über ortsübliche Pachtzin- 
sen im erwerbsmäßigen Obst- und Gemüseanbau 
können (in der Regel) die für die Anzeige von 
Landpachtverträgen zuständigen Behörden ertei- 
len. Zum anderen erfaßt diese Anknüpfung ein 
Element der kleingärtnerischen Nutzung, nämlich 
die Gewinnung von Gartenbauerzeugnissen. 

Maßgeblich für die Festlegung des Multiplikators 
ist der Rahmen, den das Bundesverfassungsgericht 
mit seiner Entscheidung vom 23. September 1992 
für die Ausgestaltung einer Höchstpachtzinsrege- 
lung vorgegeben hat. Danach darf der Gesetzgeber 
eine Höchstpachtzinsregelung nicht auf den unter- 
sten Bereich eines möglichen Grundstücksertrages 
abstellen, etwa in der landwirtschaftlichen Nut- 
zung oder im Obst- und Gemüseanbau. Umgekehrt 
ist er aber auch nicht verpflichtet, den Eigentümern 
eine höchstmögliche Rendite zu gewährleisten, 
wie sie etwa für Wochenendgärten oder Camping- 
platzgrundstücke erzielt werden kann. Eckwerte 
für den unteren und oberen Grenzbereich zeigt die 
folgende Übersicht auf. 

1. Unterer Grenzbereich 

Ortsüblicher Pachtzins im erwerbsmäßigen Obst- 
und Gemüseanbau, verdoppelt durch den Multi- 


plikator 2 (beanstandet vom Bundesverfassungs- 
gericht) 

a) Durchschnittswert It. 

Agrarbericht 1991 0,17 DM/mVJahr 

b) Pachtzins in 

B allungsräumen , 

z. B. Berlin-West 0,34 DM/mVJahr 

2. Oberer Grenzbereich 
Pachtzins für 


a) Campingplätze 1,20 DM/mVJahr 

b) Wochenend- und 

Freizeitgärten 0,80/1,20 DM/mVJahr 

Unter Berücksichtigung der aufgezeigten Pacht- 
zinsspannen im unteren und oberen Grenzbereich 
sieht die Neuregelung des Höchstpachtzinses für 
Kleingärten eine Vervielfältigung des ortsüblichen 
Pachtzinses im erwerbsmäßigen Obst- und Gemü- 
seanbau um das Vierfache (Multiplikator 4) vor. 
Aus der vorgesehenen gesetzlichen Neuregelung 
lassen sich folgende Höchstpachtzinsen für Klein- 
gärten ableiten: 


Multiplikator 4 

a) Durchschnittswert 

laut Agrarbericht 1991 0,34 DM/mVJahr 

b) Pachtzins in 
Ballungsräumen, 

z. B. Berlin-West 0,68 DM/mVJahr 

Der vorgeschlagene Multiplikator ermöglicht ei- 
nen Grundstücksertrag, der erheblich über dem 
Ertrag im erwerbsmäßigen Gartenbau oder in der 
Landwirtschaft liegt. Der Grundstückseigentümer 
erhält damit zwar nicht die höchstmögliche Ren- 
dite, wie sie etwa für Campingplätze erzielt werden 
kann. Die Freizeit- und Erholungsfunktion des 
Kleingartens ist aber auch nur eine neben die 
nichterwerbsmäßige gärtnerische Nutzung hinzu- 
tretende Komponente. Kleingärten können daher 
auch nicht mit Campingplätzen und ähnlichen 
Freizeitanlagen verglichen werden. Hinzu kommt, 
daß Kleingartenanlagen in der Regel der Öffent- 
lichkeit zugänglich sind und die Kleingärtner nicht 
unerhebliche Investitionen für die Freizeitnutzung 
erbringen. 

Konnte ein Verpächter aufgrund der verfassungs- 
rechtlich beanstandeten Höchstpachtzinsregelung 
bisher für einen 400 m^ großen Kleingarten pro 
Monat durchschnittlich 5,75 DM an Pachtzinsein- 
nahmen erzielen, so würde die Verdoppelung des 
Multiplikators künftig eine Pachtzinseinnahme 
von 1 1,50 DM monatlich im Durchschnitt gewähr- 
leisten. In Großstädten würde der monatliche 
Pachtzins für einen 400 m^ großen Kleingarten 
teilweise wesentlich höher liegen: 

Berlin West — 22,66 DM 
Mainz — 18,66 DM 
München — 16,00/22,66 DM 
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Für Kleingärten, die planungsrechtlich keine Bau- 
gebiete sind, sondern Grünflächen, gewährleistet 
die Neuregelung nunmehr angemessene Pacht- 
zinseinnahmen bezogen auf die zulässige Art der 
Bodennutzung. 

Wie bisher sollen die auf die gemeinschaftlichen 
Einrichtungen entfallenden Flächen nach Absatz 1 
Satz 2 bei der Ermittlung des Pachtzinses im 
Einzelfall anteilig berücksichtigt werden. Für den 
Kleingärtner bedeutet dies, daß er neben dem 
Pachtzins für die genutzte Parzelle einen dem 
Flächenverhältnis entsprechenden Anteil an den 
Pachtzinsen für gemeinschaftliche Flächen (z. B. 
Wege, Spielflächen und Vereinshäuser) erbringen 
muß. Bei einem angenommenen Gemeinschafts- 
flächenanteil von 20 V. H. würde sich der durch- 
schnittliche Pachtzins von 11,50 DM für einen 
400 m2 großen Garten z. B. um 2,30 DM anteilig auf 
insgesamt 13,80 DM pro Monat erhöhen. 

Nach Satz 3 soll ersatzweise auf den ortsüblichen 
Pachtzins im erwerbsmäßigen Obst- und Gemüse- 
anbau in einer vergleichbaren Gemeinde zurück- 
gegriffen werden, falls in der betreffenden 
Gemeinde selbst keine entsprechenden Pachtzin- 
sen ermittelt werden können. Vergleichbar sind 
z. B. Gemeinden gleicher Größenordnung in einer 
Industrieregion oder in einer Region mit großer 
Verdichtung oder Verdichtungsansätzen. Weitere 
Kriterien für die Vergleichbarkeit können sich aus 
raumordnerischen und landesplanungsrechtlichen 
Gesichtspunkten ergeben z. B, im Hinblick auf 
Wirtschaftsleistung, Einkommen, Beschäftigung, 
Branchenstruktur u. ä. m. 

Satz 4 stellt klar, daß ein durchschnittlicher Pacht- 
zins für die Gemeinde insgesamt zu ermitteln ist, 
also eine Differenzierung des Pachtzinses inner- 
halb der Gemeinde nach räumlicher Lage nicht in 
Betracht kommt. 

b) Der neu einzufügende Absatz 5 soll dem Verpäch- 
ter die Möglichkeit einräumen, die Erstattung der 
öffentlichen Lasten zu verlangen, die auf dem 
Kleingartengrundstück ruhen. Zu den öffentlichen 
Lasten gehören z. B. die Grundsteuer, Straßenrei- 
nigungsgebühren sowie Straßenausbaubeiträge 
nach den kommunalen Abgabengesetzen der Län- 
der. Die durch Absatz 5 begründete Erstattungs- 
pflicht tritt neben die Verpflichtung zur Pachtzins- 
zahlung. Durch die vorgesehene entsprechende 
Anwendung des Absatzes 4 Satz 2 soll der Umfang 
der Erstattungspflicht im einzelnen festgelegt wer- 
den (Flächenverhältnis zwischen Kleingärten und 
Kleingartenanlage). Diese für alle Beteiligten klare 
Regelung soll dazu beitragen, Konflikte innerhalb 
der Kleingärtnergemeinschaft zu vermeiden. 

Der Pächter soll ferner den Erstattungsbetrag, 
sofern es sich um eine einmalige Abgabe handelt, 
in Teilleistungen entrichten können. Diese Rege- 
lung betrifft insbesondere die Straßenausbaubei- 
träge nach den Kommunalabgabengesetzen der 
Länder, die möglicherweise eine nicht unerhebli- 
che Höhe erreichen. Dadurch soll sichergestellt 
werden, daß der Erstattungsanspruch in sozialver- 
träglicher Weise abgewickelt werden kann. Der 


beitragspflichtige Eigentümer wird sich — sofern 
die Voraussetzungen vorliegen — gegenüber der 
Beitragsgläubigerin, der Gemeinde, auf die Billig- 
keitsregelungen im Abgabenrecht berufen. Nach 
der Abgabenordnung (AO 1977), auf die die Kom- 
munalabgabengesetze der Länder Bezug nehmen, 
kommen Billigkeitsmaßnahmen (Stundung, Bei- 
tragserlaß) in Betracht, wenn eine unbillige sachli- 
che oder persönliche Härte im Einzelfall vorliegt. 
Unberührt bleiben weitergehende vertragliche 
Vereinbarungen über die Entrichtung des Erstat- 
tungsbetrages in Teilleistungen. 

Die Kostenüberwälzungsregelung des Absatzes 5 
verbessert zusätzlich die Rendite des Verpächters. 
Umgekehrt wird für den Pächter des Kleingartens 
deutlich, daß diese von ihm zu tragende Mehrbe- 
lastung auf unmittelbar anfallende Kosten zurück- 
zuführen ist. 


Zu Nummer 3 

a) § 20 a Nr. 3 Satz 5 hat folgenden Wortlaut: 

„Unter den in § 8 Abs. 4 Satz 1 der Bauplanungs- 
und Zulassungsverordnung der Deutschen Demo- 
kratischen Republik vom 20. Juni 1990 (GBl. I 
S. 739) in der Fassung des § 246 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
des Baugesetzbuchs genannten Voraussetzungen 
kann ein vorzeitiger Bebauungsplan aufgestellt 
werden. " 

Durch das Gesetz zur Erleichterung von Investitio- 
nen und der Ausweisung und Bereitstellung von 
Wohnbauland vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466) ist 
zur besseren Verständlichkeit die Verweisung auf 
die Bauplanungs- und Zulassungsverordnung 
durch einen Volltext ersetzt worden. Die vorgese- 
hene Änderung des Satzes 5 trägt dem Wegfall der 
Verweisung in § 246 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BauGB 
Rechnung. 

b) Die vorgesehene Neufassung soll die bisherige 
Überleitungsvorschrift ablösen. Sie stellt daher auf 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Änderungs- 
gesetzes ab. Vor dem Hintergrund der besonderen 
Probleme, die in der gegenwärtigen Phase der 
wirtschaftlichen Anpassung in den neuen Ländern 
vorherrschen, soll der neue zulässige Höchstpacht- 
zins nicht sofort, sondern in einer mehrjährigen 
Stufenfolge eingeführt werden. Die bisherige 
Übergangsregelung — doppelter Betrag der im 
erwerbsmäßigen Obst- und Gemüseanbau erziel- 
baren Pachtzinsen ab dem 3. Oktober 1993 — soll in 
die Neufassung des § 20 a Nr. 6 übernommen 
werden und die Anpassung an den zulässigen 
Höchstpachtzins nach der Neuregelung des § 5 
Abs. 1 in weiteren zwei Stufen erfolgen. Ab 1. Ja- 
nuar 1996 soll der dreifache Betrag der Bemes- 
sungsgrundlage (ortsübliche Pachtzinsen im er- 
werbsmäßigen Obst- und Gemüseanbau), und ab 
1. Januar 1998 der Höchstpachtzins nach § 5 Abs. 1 
Satz 1 — neu — verlangt werden können. 

Mit der gewählten Abstufung wird eine der Nut- 
zungsentgeltverordnung (NutzEV) vergleichbare 
sozialverträgliche Pachtzinsanhebung für Klein- 
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gärten in den neuen Ländern angestrebt. Die 
schrittweise Erhöhung der Pachtzinsen für Klein- 
gärten wird weitgehend harmonisiert mit der 
Anhebung der Nutzungsentgelte für Freizeit- und 
Erholungsgrundstücke nach der Nutzungsentgelt- 
verordnung. 

Darüber hinaus wird mit Rücksicht auf die beson- 
deren wirtschaftlichen Verhältnisse in den neuen 
Ländern den Pächtern in den neuen Ländern 
übergangsweise die Möglichkeit eingeräumt, Er- 
stattung sbe träge gemäß § 5 Abs. 5 ratenweise in bis 
zu acht Jahresleistungen zu entrichten. 


Zu Artikel 2 (Änderung des Baugesetzbuchs) 

Kleingärten gehören nach der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts zu den erschlossenen 
und der Beitragspflicht unterliegenden Grundstücken 
im Sinne des § 133 Abs. 1 BauGB. Nach § 135 Abs. 5 
BauGB kann die Gemeinde von der Erhebung des 
Erschließungsbeitrags ganz oder teilweise absehen, 
wenn dies im öffentlichen Interesse oder zur Vermei- 
dung unbilliger Härten geboten ist. Die Praxis ist 
bisher davon ausgegangen, daß bei Kleingärten die 
Voraussetzungen für einen Billigkeits erlaß unter dem 
Gesichtspunkt des öffentlichen Interesses und auch 
dem der unbilligen Härte in der Regel erfüllt sein 
werden (vgl. BVerwG NJW 1980, 1973). Nach der 
neuesten Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge- 
richts (U. V. 22. Mai 1992 — 8 C 50.90, KStZ 1992 
S. 229) kommt ein Beitragserlaß nur in seltenen 
Ausnahmefällen in Betracht. 

Die Erhebung eines (ungekürzten) Erschließungsbei- 
trags kann zu einer Ertragslosigkeit des der Beitrags- 
pflicht unterliegenden Grundstücks für eine längere 


Zeit führen. Dies ist verfassungsrechtlich nicht hin- 
nehmbar. Eine Überwälzung des Erschließungsbei- 
trags auf die Pächter kann andererseits zu einer 
unangemessenen und nicht zu rechtfertigenden Bela- 
stung der Pächter führen. Der vorgesehene neu ein- 
zufügende Satz 3 in § 135 Abs. 4 sieht daher in 
Anlehnung an die Stundungsregelung für landwirt- 
schaftliche Grundstücke eine besondere Stundungs- 
regelung für Grundstücke vor, die als Kleingärten im 
Sinne des Bundeskleingartengesetzes genutzt wer- 
den. Für diese Grundstücke soll der Beitrag so lange 
zinslos gestundet werden, bis das Kleingartengrund- 
stück einer anderen Nutzung zugeführt wird. 


Zu Artikel 3 (Überleitungsregelungen) 

Artikel 3 soll es dem Verpächter ermöglichen, den 
Pachtzins rückwirkend für die Vergangenheit zu ver- 
langen. Diese Regelung trägt der Forderung des 
Bundesverfassungsgerichts Rechnung, die Pachtzins- 
erhöhung mindestens ab dem Zeitpunkt der Bekannt- 
gabe der vorliegenden Entscheidung in Kraft zu 
setzen und eine weitergehende Rückwirkung für noch 
nicht bestandskräftig abgeschlossene Rechtsstreitig- 
keiten über die Höhe von Pachtzinsen vorzusehen. 


Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Die gesetzlichen Neuregelungen treten allgemein ab 
1994 in Kraft. Die Höchstpachtzinsregelung soll nach 
Maßgabe der Überleitungsregelungen des Artikels 3 
in den alten Ländern rückwirkend angewendet wer- 
den. Für die neuen Länder enthält die Neufassung des 
§ 20 a Nr. 6 eine weitere Überleitungsregelung. 
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Der Bundesrat hat in seiner 661. Sitzung am 15. Ok- 
tober 1993 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung 
zu nehmen: 


1. Zu Artikel 1 Nr. 01 — neu — (§2 BKleingG) 

In Artikel 1 ist vor Nummer 1 folgende Nummer 01 
einzufügen: 

,01. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „ist gemeinnützig" werden 
durch die Worte „wird von der zuständigen 
Landesbehörde als gemeinnützig aner- 
kannt" ersetzt. 

b) In Nummer 2 ist am Ende das Wort „und" 
durch ein Komma zu ersetzen. 

c) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 
eingefügt: 

„3. die kleingärtnerische Nutzung auch 
den Zielen von Naturschutz und Land- 
schaftspflege dient, und". 

d) Die bisherige Nummer 3 wird Num- 
mer 4.' 

Begründung zu a) 

Die kleingärtnerische Gemeinnützigkeit tritt nicht 
kraft Gesetzes ein, sobald die Voraussetzungen 
erfüllt sind, sondern setzt die behördliche Anerken- 
nung voraus (vgl. auch § 4 Abs. 2 Satz 2). 

Die Änderung stellt dies klar und gibt den Ländern 
außerdem die Möglichkeit, die zuständige Landes- 
behörde durch Rechtsverordnung zu bestimmen. 

Begründung zu c) 

Kleingärten können Bereiche einer überhöhten 
Schadstoffbelastung sein. Andererseits können 
Kleingärten wichtige ökologische Funktionen 
(Lebensraum-, Bodenschutz-, Wasserhaushalt-, 
Klima-, Selbstversorger- und Freizeitfunktion) er- 
füllen. 

Im innerörtlichen Grünflächensystem kommt ih- 
nen zusätzlich eine wichtige landschaftsästheti- 
sche und landschaftsgestalterische Bedeutung zu. 
Die Wirkungsweise dieser Funktionen hängt je- 
doch entscheidend vom Grad der Naturnähe der 
Kleingartenanlage und der Naturverträglichkeit 
der Nutzungen ab. 

Viele Kleingärtner sind sich zwar heute schon ihrer 
Verantwortung gegenüber den natürlichen Le- 
bensgrundlagen bewußt, dennoch erfolgt erfah- 
rungsgemäß noch großflächig der Einsatz von che- 


Anlage 2 


mischen Pflanzenbehandlungsmitteln und Mine- 
raldüngern. Auch ändern viele Kleingärtner die Art 
der Anlagennutzung in Richtung einer pflegeleich- 
ten Wochenendsiedlung mit einem hohen Flächen- 
versiegelungsanteil und der Verwendung nicht 
naturraum- und standortgerechter Gehölze und 
Pflanzen. Die Selbstversorgerfunktion tritt in sol- 
chen Gärten völlig in den Hintergrund. 

Um eine stärkere Berücksichtigung der Natur- 
schutzbelange in Kleingärten zu erreichen und 
eine wirksame Umsetzungsstrategie verfolgen zu 
können, ist es notwendig, Naturschutz und Land- 
schaftspflege bei der Beurteilung der kleingärtne- 
rischen Gemeinnützigkeit zu beachten. 

Begründung zu b) und d) 

Folgen der Änderung zu c). 


2. Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b (§ 3 Abs. 1 Satz 2 

BKleingG) 

In Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b ist in § 3 Abs. 1 der 
Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Die Belange des Umweltschutzes, des Natur- 
schutzes und der Landschaftspflege sind bei der 
Nutzung und Bewirtschaftung des Kleingartens zu 
berücksichtigen. " 

Begründung 

Die „Soll-Bestimmung" gefährdet die Umsetzung 
der Vorschrift zur Berücksichtigung der Umwelt- 
und Naturschutzbelange. Der verpflichtende Cha- 
rakter der Änderung ist daher besser geeignet, das 
angestrebte Ziel zu erreichen. 


3. Zu Artikel 1 Nr. la — neu — (§4 Abs. 2 Satz 2 

BKleingG) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 1 folgende Num- 
mer 1 a einzufügen: 

,1a. In § 4 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „nach 
Landesrecht" gestrichen.' 

Begründung 

Die Anerkennung der kleingärtnerischen Gemein- 
nützigkeit erfolgt gemäß § 2 nach Bundesrecht und 
nicht nach Landesrecht. Die Worte „nach Landes- 
recht" sind irreführend und deshalb zu streichen. 
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4. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 5 BKleingG) 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im wei- 
teren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob fol- 
gende Anregung berücksichtigt werden kann: 

Von der Änderung des Bundeskleingartengesetzes 
— BKleingG — ist der Gutachterausschuß für 
Grundstückswerte insoweit betroffen, als § 5 Abs. 2 
nicht geändert worden ist. Danach hat auf Antrag 
einer Vertragspartei der nach § 192 BauGB einge- 
richtete und örtlich zuständige Gutachterausschuß 
ein Gutachten über den ortsüblichen Pachtzins im 
erwerbsmäßigen Obst- und Gemüseanbau zu er- 
stellen. Der Gutachterausschuß kann dieser Auf- 
gabe nur dann gerecht werden, wenn er über 
realistische und marktübliche Daten zum ortsübli- 
chen Pachtzins im erwerbsmäßigen Obst- und 
Gemüseanbau verfügen kann. Dies wird mit dem 
vorliegenen Änderungsentwurf nicht gewährlei- 
stet. Auch nach § 197 BauGB ist der Gutachteraus- 
schuß nicht ausreichend legitimiert, Angaben über 
Pachtzinsvereinbarungen im gewerbsmäßigen 
Obst- und Gemüseanbau zu verlangen. Aus den 
vorgenannten Gründen und den Erfahrungen der 
Vergangenheit müssen gesetzliche Regelungen 
getroffen werden, die den Gutachterausschuß in 
die Lage versetzen, auf einer gesicherten gesetzli- 
chen Grundlage entsprechende Informationen von 
Pächtern, Verpächtern und von den für die Anzeige 
von Landpachtverträgen zuständigen Behörden zu 
verlangen. 

Dieses Problem stellt sich jetzt auch nach § 7 der 
Nutzungsentgeltverordnung vom 22. Juli 1993 
(BGBl. I S. 1339) für Gutachten über die ortsübli- 
chen Nutzungsentgelte für vergleichbar genutzte 
Grundstücke. 


5. Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a (§ 20 a Nr. 3 

Satz 5 BKleingG) 

In Artikel 1 Nr. 3 ist Buchstabe a wie folgt zu 
fassen: 

,a) In § 20 a Nr. 3 wird Satz 5 wie folgt gefaßt: 

„Unter den in § 8 Abs. 4 Satz 1 des Baugesetz- 
buchs nach Maßgabe des § 246 a Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 des Baugesetzbuchs genannten Voraus- 
setzungen kann ein vorzeitiger Bebauungsplan 
auf gestellt werden. " ' 

Begründung 

Entgegen dem Gesetzentwurf müssen auch die 
Worte „in der Fassung" durch die Worte „nach 
Maßgabe" ersetzt werden, da dies die gesetzes- 
technisch richtige Formulierung ist. 


6. Zu Artikel 3 (Überleitungsregelungen) 

a) Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob eine Übergangs- 
regelung für die Abgabe rückwirkender Erhö- 
hungserklärungen erforderlich ist. 


Begründung 

Der Gesetzentwurf will über Artikel 3 dem Ver- 
pächter ermöglichen, den erhöhten Pachtzins rück- 
wirkend für die Vergangenheit zu verlangen. Die 
Anordnung der Rückwirkung bezieht sich aber nur 
auf Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a, also auf die 
allgemeine, materielle Anhebung des Höchst- 
pachtzinses nach § 5 Abs. 1 BKleingG. Der Gesetz- 
entwurf enthält hingegen keine Überleitungsvor- 
schrift für § 5 Abs. 3 BKleingG, der die formelle 
Geltendmachung einer Erhöhung im Einzelfall 
regelt. Es bestehen erhebliche Zweifel, ob der 
Verpächter unter der geltenden Fassung von § 5 
Abs. 3 BKleingG in der Lage sein wird, rückwir- 
kende Erhöhungen geltend zu machen. Denn § 5 
Abs. 3 Satz 2 BKleingG ermöglicht eine Anpassung 
der vereinbarten Pachtzinsen an die Veränderung 
des Höchstpachtzinses nur für die Zukunft. Außer- 
dem enthät § 5 Abs. 3 Satz 3 BKleingG eine 
Wartefrist für Erhöhungen von bis zu drei Jahren. 
Schließlich sieht § 5 Abs. 3 Satz 5 BKleingG vor, daß 
bei Ausübung des Sonderkündigungsrechts die 
Erhöhung nicht eintritt. Allein aus der rückwirken- 
den Anhebung des Höchstpachtzinses nach § 5 
Abs. 1 BKleingG dürfte sich nicht ergeben, daß 
diese Regelungen keine Anwendung finden. 

Selbst wenn man aber der Auffassung wäre, bereits 
die Auslegung von Artikel 3 ergebe, daß der 
Verpächter entgegen § 5 Abs. 3 BKleingG rückwir- 
kend und ohne Karenzzeit eine Erhöhung des 
vertraglich geschuldeten Pachtzinses verlangen 
könne, wäre eine gesetzliche Klarstellung des 
Gewollten geboten. Außerdem müßte dann gere- 
gelt werden, welche Anforderungen die rückwir- 
kende Erhöhungserklärung anstelle der Voraus- 
setzungen des § 5 Abs. 3 BKleingG erfüllen muß 
und welche weiteren Rechtsfolgen sich aus der 
Rückwirkung, beispielsweise für das Sonderkündi- 
gungsrecht, ergeben. 

b) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
weiteren Gesetzgebungs verfahren zu prüfen, 
ob in Artikel 3 Satz 1 die Worte „ Buchstabe a" zu 
streichen sind. 

Begründung 

Die auf dem Grundstück ruhenden öffentlich- 
rechtlichen Lasten soll der Verpächter dem Gesetz- 
entwurf entsprechend erst ab Inkrafttreten des 
Gesetzes auf den Pächter abwälzen können. Ange- 
sichts der geringen Höhe, die der Pachtzins auch 
nach der Änderung von § 5 Abs. 1 Satz 1 BKleingG 
nur erreichen kann, erscheint es zumindest zwei- 
felhaft, ob durch die Möglichkeit einer rückwirken- 
den Pachtzinserhöhung allein ausgeschlossen wer- 
den kann, daß der Eigentümer trotz Verpachtung 
noch zuzahlt. 


7. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, in 
einer weiteren Novelherung eine grundsätzliche 
Überarbeitung des Bundeskleingartengesetzes 
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vorzunehmen, in der folgende Gesichtspunkte zu 
berücksichtigen sind: 

Das Kleingartenwesen soll durch gesetzliche Ver- 
pfhchtungen eine stärkere ökologische Ausrich- 
tung erhalten. Wegen der steigenden Bedeutung 
der Kleingärten für die Städte und Stadtränder als 
Bestandteil des Naturhaushaltes und für die Erho- 
limgsnutzung sind die Belange des Naturschutzes, 
des Grundwassers, der Bodenpflege und des Pflan- 
zen- und Artenschutzes gesetzlich zu sichern und 
zu schützen. 

Dies ist durch Regelungen folgenden Inhalts zu 
erreichen: 


— Erhaltung/Bestimmung der Kleingärten als 
naturnaher Lebensraum mit ökologischer und 
landschaftsgestalterischer Funktion 

— Förderung des Artenschutzes 

— Regelung des Pflanzenschutzes durch sachkun- 
dige Pflege und Bewirtschaftung sowie Ver- 
botsregelungen für die Anwendung chemischer 
Pflanzenschutzmittel 

— Regelung der Entsorgung 

— Förderung der Regenwassemutzung. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zu Nummer 1 a) (Artikel 1 Nr. 01 — neu — 
(§ 2 BKleingG]) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nummer 1 b) bis d) (Artikel 1 Nr. 01a — neu — 
[§ 2 Nr. 2a — neu — 
BKleingG]) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Das mit dem Vorschlag verfolgte Grundanliegen wird 
zwar geteilt, hierzu bedarf es jedoch nicht der vorge- 
schlagenen Ergänzung des § 2 BKleingG. Der Regie- 
rungsentwurf enthält bereits in § 3 Abs. 1 Satz 2 
BKleingG die Verpflichtung, bei der Nutzung und 
Bewirtschaftung des Kleingartens die Belange von 
Naturschutz und Landschaftspflege zu berücksichti- 
gen. 

Weiterhin ist darauf hinzuweisen, daß § 2 BKleingG 
die kleingärtnerische Gemeinnützigkeit regelt, die 
ausschließlich dazu dient, Kleingärtnerorganisatio- 
nen auf Stadt-, Kreis- oder Bezirksebene das Zwi- 
schenpachtprivileg zu vermitteln, d. h. diese Organi- 
sationen zu ermächtigen, Kleingartenland zu pachten 
und weiterzuverpachten. Nach § 4 Abs. 2 Satz 2 
BKleingG kann nämlich ein Zwischenpachtvertrag 
wirksam nur mit der Gemeinde oder einer als klein- 
gärtnerisch gemeinnützig anerkannten Kleingärtner- 
organisation geschlossen werden. Die kleingärtneri- 
sche Gemeinnützigkeit soll sicherstellen, daß die 
Zwischenpächterfunktionen ausübende Kleingärtner- 
organisation der selbstlosen Förderung des Kleingar- 
tenwesens verpflichtet ist und nicht eigenwirtschaftli- 
che auf Gewinnerzielung gerichtete Zwecke verfolgt. 
Das mit dem Vorschlag verfolgte Ziel läßt sich durch 
eine Erweiterung der Voraussetzungen für das Zwi- 
schenpachtprivileg nicht erreichen. 


Zu Nummer 2 (Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b [§ 3 
Abs. 1 Satz 2 BKleingG]) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Dem Anliegen dieses Änderungsvorschlags, die Be- 
lange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege in Kleingärten zu berücksichti- 
gen, wird bereits durch die vorgesehene Sollvorschrift 
voll Rechnung getragen. Auch die Sollvorschrift hat 
für den Adressaten verpflichtenden Charakter. Sie 
verpflichtet ihn, Umweltschutz- und naturschutzre- 
levanten Verhaltensanforderungen nachzukommen. 
Die vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung könnte 
dahin mißverstanden werden, daß künftig jede Ver- 
letzung der Berücksichtigungspflicht gesetzlich nicht 
konkretisierte Nachteile begründet. 


Zu Nummer 3 (Artikel 1 Nr. 1 a — neu — [§ 4 
Abs. 2 Satz 2 BKleingG]) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nummer 4 (Artikel 1 Nr. 2 [§ 5 BKleingG]) 

Die Prüfung hat ergeben, daß eine Ergänzung des § 5 
Abs. 2 BKleingG mit dem Ziel, den Gutachterausschuß 
zu verpfhchten, Daten zum ortsüblichen Pachtzins im 
erwerbs mäßigen Obst- und Gemüseanbau zu sam- 
meln, nicht erforderlich ist. Der Gutachterausschuß 
kann sich die für die Erstellung des Gutachtens 
notwendigen Daten von den Landwirtschaftsbehör- 
den in den jeweiligen Ländern beschaffen. Nach § 2 
des Landpachtverkehrsgesetzes vom 8. November 
1985 (BGBl. I S. 2075) sind Landpachtverträge der 
zuständigen Landwirtschaftsbehörde binnen eines 
Monats nach Abschluß der Vereinbarung anzuzeigen. 
Zu den Landpachtverträgen gehören auch Pachtver- 
träge über Gartenland. Die Anzeige kann durch 
Zwangsgeld erzwungen werden. Andererseits räumt 
§ 197 BauGB dem Gutachterausschuß ein umfassen- 
des Auskunftsrecht zur Sachverhaltsfeststellung ein. 
§ 197 Abs. 2 Satz 1 BauGB stellt ausdrücklich klar, daß 
Behörden zur Rechts- und Amtshilfe verpflichtet sind. 
Weitergehende Regelungen sind insoweit nicht erfor- 
derlich. 


Zu Nummer 5 (Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a [§ 20a 
Nr. 3 Satz 5 BKleingG]) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nummer 6 a) (Artikel 3 

[Überleitungsregelungen] ) 

Das mit dem Prüfungsvorschlag verfolgte Anhegen 
wird zur Klarstellung aufgenommen. Die Bundesre- 
gierung schlägt vor, in Artikel 3 folgende Sätze an- 
zufügen: 

„§ 5 Abs. 3 Satz 1 und 4 des Bundeskleingarten- 
gesetzes gelten entsprechend. Die schriftliche Er- 
klärung des Verpächters hat die Wirkung, daß mit 
dem vom Verpächter genannten Zeitpunkt an die 
Stelle des bisherigen Pachtzinses der erhöhte Pacht- 
zins tritt. " 


Zu Nummer 6 b) (Artikel 3 

[Überleitung sregelungen ] ) 

Die Prüfung hat folgendes ergeben: 

Der Regierungsentwurf trägt den Vorgaben des Bun- 
desverfassungsgerichts in seinem Beschluß vom 
23. September 1992 vollständig Rechnung. Dement- 
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sprechend ist nur für die Pachtzinsen eine gestaffelte 
rückwirkende Nachbesserung vorgesehen. Die ver- 
fassungsrechtliche Erforderlichkeit einer derartigen 
rückwirkenden Regelung für Pachtzinsen begründet 
das Bundesverfassungsgericht damit, daß bereits im 
Jahre 1979 durch die Kleingartenentscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts eine ausreichende Kor- 
rektur der Pachtzinsbeschränkung ersichtlich gewor- 
den sei, die seither ausstehe. Die Eröffnung der 
Möglichkeit zur Überwälzung der auf dem Kleingar- 
tengrundstück ruhenden öffentlichen Lasten auch für 
die Vergangenheit hat das Bundesverfassungsgericht 
dagegen nicht gefordert. Seit Bekanntwerden der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
23. September 1992 konnten sich die Betroffenen 
darauf einstellen, daß sich die verfassungsrechtlich 
gebotenen Änderungen im Rahmen dieser Vorgaben 
durch das Bundesverfassungsgericht bewegen wer- 
den. Dementsprechend stellt der Entwurf lediglich 
sicher, daß ab Inkrafttreten des Gesetzes öffentliche 
Lasten auf die Pächter in angemessener Weise abge- 
wälzt werden können. 


Zu Nummer 7 (Gesetzentwurf insgesamt) 

Die Bundesregierung sieht gegenwärtig keinen Anlaß 
für eine grundsätzliche Überarbeitung des Bundes- 
kleingartengesetzes mit dem Ziel, das Kleingartenwe- 
sen durch gesetzliche Verpflichtungen stärker ökolo- 
gisch auszurichten. Dieses Anliegen wird bereits seit 
einigen Jahren von den Kleingärtnern und ihren 
Organisationen — wie die Bundeswettbewerbe „Gär- 
ten im Städtebau" zeigen — in die Praxis umgesetzt. 
Generell ist zunehmend eine naturnahe ökologische 
Gartenpflege festzustellen. Das gilt für den umwelt- 
freundlichen Pflanzenschutz, den naturnahen Anbau 
von Obst, Gemüse und Kräutern, sowie für die Gestal- 
tung von Einzelgärten und Kleingartenanlagen, ins- 
besondere durch Schaffung von den Erfordernissen 
des Umwelt- und Naturschutzes entsprechenden 
Lebensräumen für Pflanzen und Tiere. Die Umwelt- 
fachberatung und vom Umweltbundesamt geförderte 
Demonstrationsprojekte für die „Gute fachliche Praxis 


im Kleingartenwesen" bringen neue Impulse für 
Anbaumethoden und Nutzungsweisen in Kleingär- 
ten. Ergebnisse und Erfahrungen der praktischen 
Projektarbeit werden in praxisnahen Schulungsarbei- 
ten und den Veröffentlichungen vermittelt. 

Diese Entwicklung zeigt die Aufgeschlossenheit, das 
Verständnis und Verantwortungsbewußtsein der 
Kleingärtner und ihrer Organisationen für die Not- 
wendigkeit, das Kleingartenwesen den heutigen 
Anforderungen anzupassen. Die Bundesregierung 
begrüßt diese Entwicklung im Kleingartenwesen. 
Kleingärten leisten damit als Bestandteil des Natur- 
haushaltes einen wichtigen Beitrag für die Erhaltung 
naturnaher Lebensräume mit ökologischer und land- 
schaftsgestalterischer Funktion. 

ln Anbetracht dieser von den Kleingärtnern und ihren 
Organisationen selbst eingeleiteten Entwicklungen 
sieht die Bundesregierung keine Notwendigkeit, eine 
stärkere ökologische Ausrichtung im Kleingartenwe- 
sen gesetzlich zu regeln. Die freiwillige umweit- und 
naturschutzgerechte Nutzung und Bewirtschaftung 
von Kleingärten, die sich in der Praxis bewährt hat, 
wie die Ergebnisse Bundeswettbewerbe „Gärten im 
Städtebau" zeigen, ist einer gesetzlich verordneten 
Berücksichtigung ökologischer Gesichtspunkte vor- 
zuziehen. Das Prinzip der Freiwilligkeit sollte daher 
beibehalten bleiben, weil dem Anliegen des Bundes- 
rates — wie die bisherige Erfahrung bestätigt — auch 
ohne gesetzlichen Zwang in der Praxis Rechnung 
getragen wird. 


Preiswirkung skia usel 

Die vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderungen 
führen, soweit ihnen die Bundesregierung zustimmt, 
zu keiner Veränderung der im Regierungsentwurf 
enthaltenen Kostenaussage sowie den Feststellungen 
zur Auswirkung auf die Preise (Preiswirkungsklau- 
sel), weil die vorgesehenen Änderungen nur redaktio- 
neller Art sind bzw. die Höchstpachtzinsregelung 
inhaltlich nicht berühren. 
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